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Änderungsantrag zu EP-S-01

Von Zeile 374 bis 377:
Personal für zivile Krisenprävention und die zivilen EU-Polizei- und Rechtsstaatsmissionen

deutlich erhöhen und ihre Finanzierung gerechter unter den Mitgliedstaaten verteilen.

Außerdem wollen wir das Europäische Friedensinstitut finanziell stärker in seiner

Mediationsarbeit unterstützen.

Zivile Krisenprävention und Konfliktbearbeitung gehören ins Zentrum der europäischen

Friedens- und Außenpolitik. Daher sollte die EU durch strategisches, präventives und kohärentes

Handeln auf diesem Gebiet in Führung gehen. Wir wollen die Mittel und das Personal, z.B. für die

nicht-militärischen EU- Polizei- und Rechtsstaatsmissionen, deutlich erhöhen. Ihre Finanzierung

muss gerechter unter den Mitgliedsstaaten verteilt werden.

Wir wollen die Frühwarnung verbessern, Meditationskapazitäten ausbauen sowie

zivilgesellschaftliche Organisationen und NGOs stärker einbinden. Der Evaluation des

europäischen Engagements kommt eine Schlüsselrolle zu. Das Europäische Friedensinstitut

wollen wir stärken. Deutschland sollte sich daran beteiligen. Der wichtigen Rolle von Frauen in

Friedensprozessen muss stärker Rechnung getragen werden. Die EU soll hier mit gutem Beispiel

vorangehen.
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